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Drucksache Nr. 1668 


Bonn, den 30. November 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
III A 2 - 23 165/50 - 34 011 


Betr.: Anfrage Nr. 134 der Fraktion des Zentrums 
betr. Investitionsanforderungen des Bergbaues 
- Nr. 1573 der Drucksachen 


Zu der Anfrage Nr. 134 der Fraktion des Zentrums - Nr. 1573 der Druck- 
sachen - teile ich folgendes mit: 

Investitionsanforderungen des Bergbaues kommen in Betracht: 

1. beim Kohlenbergbau, 

2. beim Nichtkohlenbergbau, 

S. beim Bergarbeiterwohnungsbau. 

1. Das Genehmigungsverfahren für Investitionen im Kohlenbergbau wird 
maßgeblich dadurch bestimmt, daß die Combi ned Coal Control Group 
(CCCG) auf Grund der Anordnung Nr. 5 zum Gesetz Nr. 52 der Militär- 
regierung die Kontrolle über den gesamten Kohlenbergbau ausübt und sich 
die Genehmigung des Investitionsprogrammes und der Einzelprojekte Vor- 
behalten hat. Die Bergwerksgesellschaften reichen ihre Investitionspläne 
periodisch bei der Deutschen Kohlenbergbau-Leitung, die den Weisungen 
der CCCG unterliegt, ein. CCCG hat ausdrücklich angeordnet, daß im 
Kohlenbergbau keine Investitionen vorgenommen werden dürfen, die nicht 
schriftlich unter Festlegung des für das einzelne Projekt bewilligten Betrages 
durch die CCCG genehmigt sind. Die so genehmigten Objekte werden in 
besonderen Prioritätslisten nach folgenden Dringlichkeitsstufen zusammen- 
gestellt : 

Steinkohlenbergbau: I Erhaltung oder Erhöhung der Sicherheit, 

II Verbesserung der Qualitäten, 

HI Steigerung der Wirtschaftlichkeit und der 
Leistungsfähigkeit in der nahen Zukunft, 

IV Steigerung der Förderung in der nahen Zukunft, 
V Erhöhung der Förderkapazität auf nicht mehr 
als 450 000 tato im Juni 1953, 

VI Erhaltung dieser Förderkapazität auf die Dauer 
von 10 Jahren. 

Braunkohlenbergbau: I Erhaltung oder Erhöhung der Sicherheit, 

II Erhaltung der gegenwärtigen Förderung, 

III Erhaltung oder Steigerung der Förderung und 
Erhöhung der Leistungsfähigkeit in Zukunft. 


Druck : Pettr Uder, Bnlsdorf-Sltfbtirf 
4ll«i»-Tertri«b: Dr. Han« Heger, Andernach, Breite Straße 31 
und Wiesbaden, Nietzscheitr. 1 



Soweit für die Investitionen des Kohlenbergbaues ERP-Mittel zur Verfügung 
gestellt werden, ist außer der Genehmigung der CCCG die Zustimmung der 
ECA-Sonderkommission in Frankfurt bzw. deren Unterkommission in Essen, 
Villa Hügel, erforderlich. In dieses Genehmigungsverfahren ist seit Dezember 
1949 sachlich das Bundesministerium für Wirtschaft eingeschaltet, das im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für den Marshallplan handelt. 
Die Anträge auf Genehmigung sowohl der Projektlisten als auch der Einzel- 
projekte werden nach Abstimmung mit CCCG von der Deutschen Kohlen- 
bergbau-Leitung dem Bundesministerium für Wirtschaft vorgelegt und dort 
von der Abteilung Bergbau überprüft. Die Erstattung oder Beiziehung beson- 
derer Gutachten erschien bisher nicht erforderlich. Die vorgelegten und bei 
der DKBL zur Verfügung stehenden Unterlagen hinsichtlich der Listen und 
Einzelprojekte ermöglichen die zuverlässige Überprüfung. Die vom Bundes- 
ministerium gewünschten Änderungen erfolgten im Benehmen mit DKBL und 
CCCG. Nach Prüfung der Anträge werden vom Bundesministerium für 
Wirtschaft Zustimmungen zu den Freigabebescheiden hinsichtlich der Einzel- 
projekte erteilt und über DKBL und CCCG der ECA-Spezial-Mission 
zugeleitet, die sie über das Bundesministerium für den Marshallplan der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau zur weiteren Veranlassung zustellt. 

2. Die Anträge auf Bewilligung von Investitionsmitteln für den Nichtkohlen- 
bergbau werden von deneinzelnen Gesellschaften bei den Wirtschaftsministerien 
der Länder eingereicht, dort von den Fachabteilungen überprüft und mit 
entsprechender Empfehlung dem Bundesministerium für Wirtschaft vorgelegt. 
Dieses prüft die Einzelprojekte nochmals fachlich auf ihre Richtigkeit und 
Dringlichkeit, faßt sie in Empfehlungslisten zusammen und leitet sie über 
den Bundesminister für den Marshallplan an die ECA-Sonderkommission 
in Frankfurt a. M. weiter. Die Freigabebescheide werden der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau zur weiteren Veranlassung übermittelt. 

3. Das Programm für den Bergarbeiterwohmmgsban wird alljährlich von 
den zuständigen Bundes- und Länderministerien in Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Kohlenbergbau-Leitung, den obersten Baubehörden der Länder 
und anderen Stellen aufgestellt. Von den einzelnen Bauträgern werden die 
Genehmigungen der Baugenehmigungs- und Bauaufsichtsbehörden eingeholt. 
Die Bereitstellung der Mittel der öffentlichen Hand (Bund und Länder) 
erfolgt im Rahmen des Bauprogramms. Für die Bewilligung der Mittel werden 
Bewilligungsbescheide von den Bewilligungsbehörden des Landes (Regierungs- 
präsident, Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk) aus- 
gestellt. Den Anträgen für die Bewilligungsbescheide wird jeweüs ein 
Finanzierungsplan beigefügt. Soweit ERP-Mittel für den Bergarbeiterwohnungs- 
bau über das Bundeswohnungsbauministerium zur Verfügung gestellt worden 
sind, handelt es sich im wesentlichen um Beträge, die den Banken für die 
Hergabe von Hypotheken gegeben worden sind. Die Bundesmittel, die im 
Jahre 1949/50 dem Wohnungsbau des Kohlenbergbaues aus dem Haushalt des 
Bundesministeriums für Wirtschaft bereitgestellt wurden, werden von den 
Ländern verwaltet und den Bauträgern nach Überprüfung durch die zustän- 
digen Landes- und Gemeindebehörden als verzinsliche und tilgbare Darlehen 
gewährt. Soweit ERP-Mittel von den Investitionskrediten des Bergbaues abge- 
zweigt und für den zecheneigenen Bergarbeiterwohnungsbau bereitgestellt 
werden, findet das vorstehend unter 1. geschilderte Verfahren entsprechende 
Anwendung. Audi hier überprüft das Bundesministerium für Wirtschaft 
- Abteilung Bergbau - als Fachbehörde die bei DKBL eingereichten Anträge 
der Bergwerksgesellschaften. 


Dr. Erhard 



